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Der Umgang mit nationalsozialistischem Gedankengut ist für das Selbstver-
ständnis der Bundesrepublik Deutschland seit ihrer Gründung von zentraler
Bedeutung. Das periodische Auftreten neonazistischer Bestrebungen stellte
ihren antinationalsozialistischen Gründungskonsens immer wieder in Frage.
Auf das als bedrohlich empfundene Erstarken neonazistischer Bewegungen
reagierte sie stets auch mit strafrechtlichen Mitteln. So wurden im Lauf der
Zeit drei Strafbestimmungen ins StGB eingeführt, welche die Strafbarkeit an
das Äußern von NS-Gedankengut knüpfen: §§ 86, 86a und § 130 StGB.mmn

Clivia von Dewitz geht der Frage nach, was Strafnormen, welche die Strafbarkeit
an die Äußerung von NS-Gedankengut anknüpfen, auszeichnet. Durch die
Darstellung der Gesetzgebungsgeschichte dieser Normen von der Nachkriegszeit
bis zur Einführung der Strafbarkeit des Auschwitz-Leugnens im Jahr 1994,
ihre Einordnung in den Kontext strafrechtlicher Grundsatzdiskussionen und
ihre dogmatische Analyse wird eine erste Annäherung an ihre dogmatischen
Spezifika ermöglicht. Das Ergebnis ist, dass die untersuchten Normen stets an
die Grenzen dessen führen, was strafrechtsdogmatisch noch zu rekonstruieren
und verfassungsrechtlich zu rechtfertigen ist. Sie werden dadurch geprägt,
dass in ihnen in besonderer Weise eine symbolische Bedeutung mitschwingt,
die über die durch das Strafrecht zu erreichende Gefahrenabwehr hinausgeht.
Diese symbolische Bedeutung kommt in dem inhaltlichen Anknüpfen an NS-
Gedankengut zum Ausdruck, das dem Strafrecht sonst fremd ist. Im Anschluss
an die strafrechtsdogmatische und verfassungsrechtliche Untersuchung der
NS-Propagandaverbote wird daher der Bezug zur Diskussion um symbolisches
Strafrecht hergestellt und gefragt, inwieweit sich damit die Besonderheiten
dieser Delikte erklären lassen.

Das Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales
Strafrecht in Freiburg ist Teil der Max-Planck-Gesellschaft, deren
Aufgabe die Förderung der Grundlagenforschung ist. Das Institut
gliedert sich in die seit 2003 von Prof. Dr. Ulrich Sieber geleitete
strafrechtliche Forschungsabteilung und die seit 1997 von Prof.
Dr. Hans-Jörg Albrecht geführte kriminologische Forschungs-
abteilung.
Das gegenwärtige Forschungsprogramm des Instituts umfasst
neben Untersuchungen zu den Grundlagenfragen von Strafrecht,
Rechtsvergleichung und Kriminologie vor allem drei zentrale
Herausforderungen, die mit den Begriffen „Weltgesellschaft“,
„Informationsgesellschaft“ und „neue Risikogesellschaft“
schlagwortartig umschrieben werden: Kriminalität wird globaler;
sie nutzt zunehmend internationale Datennetze; ihre Auswirkungen
können – durch Technik und Organisation – schon im Einzelfall
gesamtgesellschaftliche Bedeutung erlangen. 
Aktuelle Forschungen des Instituts betreffen deswegen ins-
besondere Ziele und Methoden der Rechtsvergleichung und der
Rechtsharmonisierung, strafrechtliche Modellgesetze, europäisches
Strafrecht, Völkerstrafrecht, Internet- und Informationsstrafrecht,
Geldwäsche, organisierte Kriminalität, Terrorismus, Kriminalität
in Post-Konfliktgesellschaften sowie empirische Strafverfahrens-
forschung, alternative Methoden der Kriminalprävention,
Reaktionen auf gefährliche Straftäter und Opferforschung.
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